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Entwurf eines Gesetzes 

zur Aufhebung des Gesetzes über befristete Frei« 
Stellung von der deutschen Gerichtsbarkeit 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das Gesetz über befristete Freistellung von der deutschen Ge- 
richtsbarkeit vom 29. Juli 1966 sollte den damals geplanten 
Redneraustausch zwischen Politikern der SPD und der SED er- 
möglichen. Inzwischen ist dieses Gesetz durch den Erlaß des 
Achten Strafrechtsänderungsgesetzes vom 25. Juni 1968 (BGBl. I 
S. 741) zum großen Teil überholt. 


B. Lösung 

Durch den vorliegenden Gesetzentwurf soll das Freistellungs- 
gesetz aufgehoben werden. Der Rechtsausschuß empfiehlt, den 
Gesetzentwurf unverändert anzunehmen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über befristete Freistellung von der deutschen 

Gerichtsbarkeit 

— Drucksache VI/645 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dürr und Vogel 


Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in 
seiner 45. Sitzung am 22. April 1970 an den Rechts- 
ausschuß überwiesen. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner 14. Sitzung am 30. April 1970 beraten. Er emp- 
fiehlt, dem Regierungsentwurf unverändert zuzu- 
stimmen. 

Das Gesetz über befristete Freistellung von der 
deutschen Gerichtsbarkeit vom 29. Juli 1966 (Frei- 
stellungsgesetz) sollte den damals geplanten Redner- 
austausch zwischen Politikern der SPD und der SED 
ermöglichen. Seit Inkrafttreten des Gesetzes ist bei 
der Reform des politischen Strafrechts im Jahre 1968 
für die Straftatbestände der Gefährdung des demo- 
kratischen Rechtsstaates (§ 84 ff. Strafgesetzbuch) 
ausdrücklich klargestellt worden, daß die Tat im 
Geltungsbereich des Strafgesetzbuches begangen 
worden sein muß, während es im Zeitpunkt des Er- 
lasses des Freistellungsgesetzes grundsätzlich auf 
die Staatsangehörigkeit des Täters und nicht nur 
auf den Handlungsort ankam. Durch das Achte Straf- 


rechtsänderungsgesetz vom 25. Juni 1968 (BGBl. I 
S. 741) wurde ferner § 153 b der Strafprozeßordnung 
neu gefaßt. Danach kann die Staatsanwaltschaft von 
der Verfolgung von Straftaten absehen, die außer- 
halb des räumlichen Geltungsbereichs der Strafpro- 
zeßordnung begangen werden. 

Durch diese Änderungen des Strafrechts und Straf- 
prozeßrechts sind die Gründe, die im Jahre 1966 zum 
Erlaß des Freistellungsgesetzes geführt haben, weit- 
gehend entfallen. 

Von einer Minderheit wurden im Ausschuß rechts- 
politische Bedenken gegen die Aufhebung des Frei- 
stellungsgesetzes geltend gemacht. Ferner wurde 
erklärt, die Ansicht der Bundesregierung, das Frei- 
stellungsgesetz sei überholt, könne nicht geteilt wer- 
den, weil sich dieses Gesetz auf mehr Fälle beziehe, 
als dies bei den inzwischen erlassenen Bestimmun- 
gen des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes der 
Fall sei. Die Mehrheit des Ausschusses war der Auf- 
fassung, daß die Gründe für die Aufhebung des Ge- 
setzes weit überwiegen würden. 


Bonn, den 29. April 1970 


Dürr Vogel 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/645 — unverän- 
dert anzunehmen. 


Bonn, den 29. April 1970 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dürr Vogel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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